Geſetz-Sammlung 
| de | 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 36. „ 


(Fr. 5942.) Verordnung uber die Einrichtung und Verwaltung des Landarmen- und Kor⸗ 


rigendenweſens in dem Herzogthum Schleſien und der Grafſchaft Glatz. 


Vom 15. September 1864. 


se Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ıc. 


verordnen über die Einrichtung und Verwaltung des Landarmen⸗ und Korri⸗ 
gendenweſens in Unſerem Herzogthum Schleſien und der Grafſchaft Glatz, nach 
Anhoͤrung des Provinziallandtages der Provinz Schleſien, auf Grund des H. 11. 


des Geſetzes uͤber die Verpflichtung zur Armenpflege vom 31. Dezember 1842., 5 


was folgt: 
Az 
Die durch das für die Provinz Schlefien ergangene Regulativ vom 


5 e 1844. interimiſtiſch eingerichteten Landarmenverbaͤnde der Kreiſe hoͤren 


auf zu beſtehen. a 

Statt deren werden in dem Herzogthum Schleſien und der Grafſchaft 
Glatz, zur definitiven Ausführung der HH. 9. und 11. des Geſetzes uͤber die 
Verpflichtung zur Armenpflege vom 31. Dezember 1842., neben dem Landarmen⸗ 
Verbande der Stadt Breslau, welcher als ſolcher definitiv fortbeſteht, drei 
Bezirks⸗Landarmenverbaͤnde gebildet, und zwar: 


einer aus dem Regierungsbezirk Breslau, 

einer aus dem Regierungsbezirk Oppeln, 

einer aus dem Regierungsbezirk Liegnitz mit Ausſchluß der 
Oberlauſitz — zu welcher fuͤr dieſen Zweck die urſpruͤnglich Ober⸗ 
lauſitzſchen Ortſchaften der Kreiſe Bunzlau und Sagan als zuge⸗ 


hoͤrig, die urſpruͤnglich Schleſiſchen Ortſchaften des Kreiſes Lau⸗ 


ban dagegen als nicht zugehoͤrig betrachtet werden. f 


"Jahrgang 1864. (Nr. 5942) fange 
Ausgegeben zu Berlin den 3. Oktober 1864. 5 


Ueber die Vereinigung der Oberlauſitz 175 dem eben bezeichneten Um: 


Landarmen⸗ 
Verbände. 


fange zu einem beſonderen Landarmenverbande trifft eine andere Verord 
vom heutigen Tage Beſtimmung. | 


* 


$. 2. 


Sn Jeder der im K. 1. bezeichneten vier Landarmenverbaͤnde des Herzog 
thums Schleſien und der Grafſchaft Glatz hat alle in den Geſetzen, nament⸗ 
lich in denen über die Armenpflege vom 31. Dezember 1842. und 21. Mai 

13855., den Landarmenverbaͤnden zugewieſenen Rechte und Pflichten, mit Cine 
ſchluß der Obliegenheit, für die Vollſtreckung der auf Grund der HH. 120. und 
146. des Strafgeſetzbuches gegen Landſtreicher, Bettler und Arbeitsſcheue, be⸗ 
giehentlich gegen unzuͤchtige Weiböperfonen, welche im Bereich des betreffenden 
Verbandes aufgegriffen worden, zur Feſtſetzung gelangenden Einſperrung und 
Beſchaͤftigung in einem Arbeitshauſe (Korrektion) mittelſt Herſtellung und Unter⸗ 
haltung der zu dieſem Zweck erforderlichen Einrichtungen, ſowie mittelſt Auf⸗ 
bringung der ſonſt durch dieſe Korrektion, insbeſondere durch die Einlieferung 
zur Anſtalt, die Bekleidung und Verpflegung in derſelben erwachſenden Koſten 
zu ſorgen. i 


$. 3. 


Landarmen⸗ Die Landarmenverbaͤnde haben Behufs Erfuͤllung der im H. 2. bezeich⸗ 
i re Beten Verpflichtungen die erforderlichen Anſtalten, deren Anzahl und Kopfſtaͤrke 
9112 90 et mit Zuſtimmung des Miniſters des Innern fefigefegt wird, herzuſtellen und zu 
Felten; unterhalten. 
Se Zur Ordnung der Verwaltung und der inneren Einrichtung dieſer Anſtalten 
werden von der betreffenden Landarmenverbands-Verwaltung (F. 6.) unter 
Genehmigung des Miniſters des Innern die noͤthigen Anſtalts⸗Reglements erlaſſen. 


§. 4. 


Zur Verwendung fuͤr die in den §§. 2. 3. bezeichneten Zwecke werden 
den vier Landarmenverbaͤnden des Herzogthums Schleſien und der Grafſchaft 
Glatz vom Staate uͤbereignet: 

1) die jetzige Korrektionsanſtalt zu Schweidnitz, 

2) das Landarmen⸗ und Arbeitshaus zu Creuzburg, 
mit den zu beiden Anftalten gehörigen Realitaͤten, Berechtigungen, Fonds und Ge⸗ 
fällen, nach Maaßgabe des hierüber am 30. April 1864. mit dem provinzial⸗ 
ſtaͤndiſchen Ausſchuß abgeſchloſſenen, von Uns unter dem heutigen Tage beſtaͤ⸗ 
tigten Separatvertrages. 


8 $. 5. 

Aucgeinander⸗ Die Auseinanderſetzung der vier Landarmenverbaͤnde unter einander wegen 
5 a We, der Benutzung und Vertheilung der auf ſie uͤbergehenden Realitäten, Fonds 
bin und Gefaͤlle iſt durch den zu dieſem Zwecke von dem Provinziallandtage be⸗ 


de. 
En Se ſtellten ſtaͤndiſchen Ausfhuß, unter Genehmigung ſeiner Beſchluͤſſe durch N 
i⸗ 


Miniſter des Innern, naher zu regeln. 
Beziehungen, waͤhrend der Provinziallandtag nicht verſammelt iſt und die 
Landarmendirektionen (F. 6.) noch nicht konſtituirt find, befugt ſein, die Intereſſen 
der neuen Landarmenverbaͤnde wahrzunehmen. a 


gefaßten Beſchluͤſſe find für den Aus ſchuß maaßgebend. 

VDie nöthigen tranſitoriſchen Beſtimmungen, namentlich wegen der pro⸗ 
viſoriſch noch erforderlichen gemeinſchaftlichen Benutzung einzelner Anſtalten 
durch mehrere Landarmenverbaͤnde, ſowie etwa für die Korrigenden der Oberlauſitz, 
wegen der dafur zu leiſtenden Verguͤtung, der Unterbringung der vorhandenen 
Beſtaͤnde an Anſtaltspfleglingen und dergleichen, hat der Oberpraͤſident nach 


Anhörung des ſtändiſchen Ausſchuſſes zu treffen und die Ausfuͤhrung der Ueber⸗ 


gangsmaaßregeln zu leiten. 

Inwieweit die den bisherigen, Kreis⸗Landarmenverbaͤnden der Provinz 
gehoͤrigen, zu Zwecken der Landarmenpflege oder Korrektion ſchon beſtimmten 
Anſtalten fuͤr ſolche Zwecke fernerhin und event. unter welchen Bedingungen 
zu benutzen, bleibt der Verſtaͤndigung der Eigenthuͤmer mit der betreffenden 
Landarmenverbands⸗Verwaltung uͤberlaſſen. 


H. 6. 


Die Verwaltung des Landarmen⸗ und Korrektionsweſens und der dazu 
beſtimmten Anſtalten verbleibt der Stadt Breslau für ihren Landarmen verband; 
in jedem der drei Bezirks⸗Landarmenverbaͤnde wird dieſelbe unter Oberaufſicht 
des Staates durch eine Landarmendirektion gefuͤhrt, welche aus einem von dem 
Miniſter des Innern zu ernennenden Staatskommiſſarius als Vorſitzendem, 
und drei vom Provinziallandtage, ohne Betheiligung der Abgeordneten! der 
Oberlauſitz und der Stadt Breslau, zu wählenden Mitgliedern zu beſtehen 

hat. Die Ernennung des Kommiſſarius und die Wahl der anderen Mitglieder, 
ſowie der in gleicher Anzahl zu wählenden Stellvertreter der letzteren, erfolgt 
jedesmal auf vier Jahre. Die Ausſcheidenden ſind wieder waͤhlbar. Iſt eine 
Neuwahl vor Ablauf der vier Jahre nicht vollzogen, ſo dauert das Mandat, 
bis die Neuwahl bewirkt iſt, fort. 


. i 


Der Staatskommiſſarius vertritt den Landarmenverband nach Außen hin 
in gerichtlichen wie außergerichtlichen Angelegenheiten, fuͤhrt in Abweſenheit der 
ſtaͤndiſchen Mitglieder die laufenden Geſchaͤfte, nimmt an den Berathungen der 
Direktion mit vollem Stimmrechte Antheil und giebt bei Stimmengleichheit 
den Ausſchlag. Derſelbe erhaͤlt aus dem Landarmenfonds des Verbandes eine, 


Auch foll dieser Ausschuß in anderen 


Die in dieſen Angelegenheiten eiwa von dem Provinziallandtage ſelbſt . 


Verwaltung 
des Landarmen⸗ 
weſens. 


vorläufig vom provinzialſtändiſchen Ausſchuß (H. 5.), ſpaͤter vom Provinzial⸗ 


Landtage ſelbſt, unter Genehmigung des Miniſters des Innern feſtzuſetzende 


Remuneration. . 1 
Im Uebrigen wird das Verfahren bei den Landarmendirektionen und 


deren Benehmen mit anderen Behoͤrden durch eine vom Miniſter des Innern 


zu beſtätigende Geſchaͤftsinſtruktion geregelt, in derſelben auch das Noͤthige 
* (Nr. 5942) 7 uͤber 


ber die den gewählten Mitgliedern zustehenden Diäten und Reiſekoſten fe 
geſetzt. 2 


$ 8. 


a 


bälle. der Kreis⸗ und Ortsbehoͤrden ihres Verbandsbezirks bedienen. ’ 


£ 


Neſſortver⸗ Jede Landarmendirektion kann ſich zur Ausführung ihrer Anordnungen | 


Insbeſondere ſteht ihr der Erlaß der nöthigen Anordnungen wegen des 


Transportes und der Entlaſſung der Detinenden, ſowie die Befugniß zu, daruͤber 


zunaͤchſt zu befinden: i 


4) ob der Fall einer vom Landarmenverbande zu uͤbernehmenden Fuͤrſorge ; 


für einen Verarmten vorliege; 
2) in welcher Art die Fuͤrſorge zu bewirken fei: ob durch Aufnahme in 


die Verbandsanſtalt, oder auf dem in H. 15. des Armenpflege⸗Geſetzes 


vom 31. Dezember 1842. angegebenen Wege, oder durch anderweite 
Unterbringung, oder durch Bewilligung einer Geldunterſtuͤtzung; 


3) ob der Raum es geſtattet, die auf Grund des F. 16. des Geſetzes vom 
31. Dezember 1842. oder des Artikels 15. der Novelle vom 21. Mai 


1855. gegen Erſtattung der Koſten verlangte Aufnahme von Ortsarmen 
oder armenpolizeilichen Korrigenden zu bewilligen. An der geſetzlichen 
Verpflichtung zur Aufnahme ſolcher Individuen bei Zulaͤnglichkeit 
des Raumes wird hierdurch nichts geaͤndert. 


F. 9. 


Die in Bezug auf das Landarmen⸗ und Korrigendenweſen geſetzlich den | 


Regierungen zuftehenden landespolizeilichen Funktionen verbleiben uͤberall der 
Bezirksregierung. Dies gilt namentlich von der Befugniß der Regierungen: 


1) zum Erlaß der nach Artikel 6. und 14. der Novelle vom 21. Mai 1855. 
in der Rekursinſtanz zu faͤllenden Reſolute; 


2) zur Entſcheidung von Streitigkeiten im Sinne des H. 34. des Armenpflege⸗ 


Geſetzes vom 31. Dezember 1842.; 


3) zu der nach H. 120. 146. des Strafgeſetzbuches zu treffenden Ent⸗ 


ſcheidung über die Verhaͤngung reſp. die Dauer der gegen die dort 
bezeichneten Kondemnaten feſtzuſetzenden Korrektionshaft, beziehentlich 
über die gegen einen nach $$. 117. bis 119. a. a. O. verurtheilten 
Ausländer anzuordnende Landes verweiſung; 


J) zur jederzeitigen Kenntnißnahme von der Verwaltung der Landarmen⸗ 
kaſſen und dem Zuſtande der Verbandsanſtalten, zu welchem Behufe 
die Bezirksregierungen nicht nur an den Resviſionen dieſer Kaſſen 


und Anſtalten ſich betheiligen, ſondern auch felbftftändig ſolche vorneh⸗ 


men duͤrfen. n 
5) Imgleichen wird an der, nach H. 28. des Armenpflege⸗Geſetzes vom 31. 


Dezember 1842. dem Landrathe event. der Regierung zustehenden 155 
5 fugn „ 


Verbande zu uͤberweiſen, nichts geändert. 


F. 10. 


Wenn zwiſchen verſchiedenen Landarmenverbaͤnden oder zwiſchen einem 
Land⸗ und einem Ortsarmenverbande uͤber die Verpflichtung zur Armenpflege 


fugniß, im Kreife nicht einheimifche Arme vorläufig dem Landarmen⸗ 


Streit entſteht, fo iſt hieruͤber von derjenigen Regierung, zu deren Bezirk der 


in Anſpruch genommene Verband gehört, die nach $. 34. des Geſetzes vom 
31. Dezember 1842. zu erlaſſende reſolutoriſche Entſcheidung zu treffen und 
gegen dies Reſolut, inſoweit daſſelbe die Frage betrifft, wem die Verpflichtung 
obliegt, nur der Rechtsweg zuläflig. ; ; 


Ueber ſonſtige Streitigkeiten und Beſchwerden zwiſchen verſchiedenen 


Landarmenverwaltungen der Provinz, zwiſchen einer Regierung einerſeits und 
einer Landarmenverwaltung andererſeits, ſowie zwiſchen einem Ortsarmenver⸗ 
bande und der Landarmenverbands-Verwaltung entſcheidet der Oberpraͤſident, 


vorbehaltlich des Rekurſes an den Miniſter des Innern. Auch in anderen 


Faͤllen bildet der Oberpraͤſident die den Landarmenverbands-Verwaltungen 
zunaͤchſt vorgeſetzte Aufſichts⸗- und Beſchwerde⸗Inſtanz. ö 


n §. 11. 

Die zur Erfüllung der Verpflichtungen der: Landarmenverbaͤnde erfor⸗ 
derlichen Koſten werden, ſoweit ſie nicht aus den Anſtaltseinnahmen und vor⸗ 
handenen Fonds beſtritten werden koͤnnen, durch Beitraͤge des Landarmenbezirks 
und zwar in der Art aufgebracht, daß der — das erſte Mal nach uͤberſchlaͤ⸗ 
gigem Ermeſſen, ſpaͤterhin je nach dem Reſultate der abgelaufenen Verwaltung 
im Etat (F. 12.) zu beſtimmende — Bedarf nach dem Maaßſtabe der ſaͤmmt⸗ 
lichen direkten Staatsſteuern, insbeſondere der Grund⸗ und Gebaͤudeſteuer, der 
Klaſſen⸗, klaſſifizirten Einkommen⸗ und Gewerbeſteuer, auf die Kreiſe des Ver⸗ 
bandes, die Gutsherrſchaften und Gemeinden vertheilt, den Gemeinden aber 
die Art und Weiſe der Aufbringung überlaffen wird. 


Aufbringung 
der Koſten des 
Landarmen⸗ 
weſens. 


Die Häuſir⸗Gewerbeſteuer bleibt hierbei außer Anſatz; in mahl⸗ und 


ſchlachtſteuerpflichtigen Städten tritt der Betrag der Mahl- und Schlachtſteuer, 
nach Abzug des Steuerdrittels der Gemeinde und mit Ausſchluß der etwaigen 
Kommunalzuſchlaͤge, an Stelle der Klaſſenſteuer. . 

Eine hiervon abweichende Art der Aufbringung der Verbandsbeitraͤge 
kann nur durch die Provinzialvertretung unter landesherrlicher Genehmigung 
beſchloſſen werden. 5 

N H. 12. | 

Für jeden der drei Bezirks⸗Landarmenverbaͤnde wird zur Beſtreitung der 
Koſten feiner Anſtalten, ſowie der fonft ihm obliegenden Verpflichtungen eine 
Landarmenkaſſe gebildet, zu welcher die Fonds und Einnahmen des Verbandes 
und ſeiner Anſtalten fließen, und eine beſondere Kaſſenverwaltung dafuͤr von 
der Landarmendirektion eingerichtet. = 
| Die diesfälligen Einrichtungen find von dem Oberpraͤſidenten zu geneh⸗ 
migen, welcher auch die anzuſtellenden Rendanten beſtaͤtigt. 


Kaſſe. 


AQ. 5942) Fuͤr 


Landarmen⸗ 
— * 


Fur jeden biefer Verbände wird alljährlich von der Landarmendire 
ein Etat aufgeftellt, welcher dem provinzialſtaͤndiſchen Ausſchuß (F. 5.) — d 
Wahl zu dieſem Zwecke durch den Provinziallandtag, fo oft letzterer es n 
findet, erneuert wird — und ſodann dem Oberpräfidenten zur Genehmigu 
vorzulegen iſt. a g 3 
RE, - Ueber die Verwaltung der Landarmenkaſſe, ſowie der Verbandsanſtalten 
phat jede Landarmendirektion alljährlich dem vorgedachten Ausſchuß Rechnung 
zu legen. Der Ausſchuß prüft die Rechnungen und bringt das Ergebniß zur 
Rennkniß des Provinziallandtages, welchem die Decharge-Ertheilung und die 
Genehmigung von Etatsuͤberſchreitungen, ſofern er dieſe Befugniſſe nicht dem 
Ausſchuß delegiren will, zuſteht. N . 
Dem Oberpraͤſidenten iſt von jeder Landarmendirektion nach dem Schluſſe 

des Jahres ein ſummariſcher Verwaltungsbericht mit beigefügter Rechnungs- 
Ueberſicht zu erſtatten und der Regierung des Bezirks davon Abſchrift mit: 


zutheilen. 

rn H. 13. ; ; 
Ausfüpeunge Der Zeitpunkt der vollendeten Organiſation der neuen Landarmenverbaͤnde 
un. wird von dem Oberpraͤſidenten durch die Regierungs⸗Amtsblaͤtter bekannt gemacht; 
von da ab übernehmen jene die Verpflegung der bis dahin von den Kreis-Land⸗ 

armenverbänden reſp. in der Creuzburger Anſtalt unterhaltenen Landarmen, ſo⸗ 
wie der bereits detinirten oder neu hinzukommenden Korrigenden, und treten die 
Ueberweiſungen des F. 4. in Wirkſamkeit. f 


§. 14. 5 
Von demſelben Zeitpunkte ab tritt das Regulativ uͤber die interimiſtiſche 
Einrichtung des Landarmenweſens in der Provinz Schleſien vom 255 br 1844. 
außer Kraft, auch werden aufgehoben, ſoweit ſie bisher noch in Guͤltigkeit ſtanden, 
alle dem Jahalte dieſes Regulativs zuwiderlaufenden Beſtimmungen fruͤherer Ver⸗ 
ordnungen, insbeſondere des Creuzburger Armen⸗ und Arbeitshaus⸗Reglements 
vom 4. Februar 1779. und der Fundations⸗Inſtruktion vom 24. Mai 1779., des 
das Schleſiſche Korrektionsweſen betreffenden Reglements vom 31. Auguſt 1800. 
und des Publikandums vom 28. Oktober 1803., der wegen der Creuzburger 
Geefaͤlle ergangenen Order vom 25. März 1787., des Publikandums vom 13. 
April 1787. und der Order vom 14. Februar 1796., ferner des Edikts vom 
205. März 1747., betreffend die Einrichtung von Armen⸗, Arbeits⸗ und Zucht⸗ 
hlaͤuſern in Schleſien ($$. XII. und XIII.), endlich der Schleſiſchen Landes viſe 
tations⸗Inſtruktion vom 1. April 1772. und des Reglements wegen der zur 
Ausrottung der Landſtreicher in Schleſien zu ergreifenden Maaßregeln vom 1. 
Dezember 1782. 7 
SE Gegeben Schloß Babelsberg, den 15, September 1864. 


. S.) Wilhelm. 
Gr. zu Eulenburg. 


(Nr, 5943. 


5 


en rigendenweſens im Markgrafthum Oberlauſitz. Vom 15. September 1864. 
Wir Wil 


gendenweſens in Unſerem Markgrafthum Oberlauſitz, nach Anhoͤrung des 

Provinziallandtages der Provinz Schleſien und des Kommunallandtages der 

HOberlauſitz, auf Grund des F. 11. des Geſetzes über die Verpflichtung zur 
Armenpflege vom 31. Dezember 1842,, was folgt: 


8 H. 1. 4 
Die durch das Regulatio vom .- An- 1844. in der Provinz Schleſien 
interimiſtiſch eingerichteten Landarmenverbände hören — wie laut beſonderer 


Verordnung vom heutigen Tage in dem Herzogthum Schleſien und der Graf⸗ 


ſchaft Glatz — fo auch im Markgrafthum Oberlauſitz zu beſtehen auf. 

Statt deren bildet fortan, Behufs definitiver Ausführung der $$. 9. 11. 
des Geſetzes tiber die Verpflichtung zur Armenpflege vom 31. Dezember 1842., 
die Oberlauſitz in ihrem zur Provinz Schleſien gehörigen Umfange Einen 
Landarmenverband. Zu dieſem Zwecke werden die urſpruͤnglich Oberlauſitzſchen 
Ortſchaften der Kreiſe Bunzlau und Sagan als der Oberlauſitz zugehoͤrig, die 
urſpruͤnglich Schleſiſchen Ortſchaften des Kreiſes Lauban dagegen als derſelben 
nicht zugehoͤrig angeſehen. 


helm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ꝛc. 
pberordnen uͤber die Einrichtung und Verwaltung des Landarmen⸗ und Korri⸗ 


ir. 5943.) Verordnung uber die Einrichtung und Verwaltung des Landarmen⸗ und More 8 


Landarme 
erband. 


Die letzteren treten zu dem aus den uͤbrigen Theilen des Regierungsbezirks | 


Liegnitz nach der heutigen Verordnung über das Landarmen⸗ und Korrigenden⸗ 
weſen im Herzogthum Schleſien und in der Grafſchaft Glatz gebildeten Land⸗ 
armenverbande. Die diesfaͤllige Abgrenzung beider Verbaͤnde gegen einander 
erfolgt durch Anordnung des Miniſters des Innern. | 


F. 2. j 


Der Landarmenverband der Oberlauſitz hat alle in den Geſetzen, namentlich 

in denen uͤber die Armenpflege vom 31. Dezember 1842. und 21. Mai 1855. 
den Landarmenverbaͤnden zugewieſenen Rechte und Pflichten, mit Einſchluß der 
Obliegenheit, für die Vollſtreckung der auf Grund der SS. 120. und 146. des 
Strafgeſetzbuches gegen Landſtreicher, Bettler und Arbeitsſcheue, beziehentlich 
gegen unzuͤchtige Weibsperſonen, welche im Bereich des Verbandes aufgegriffen 
worden, zur Feſtſetzung gelangenden Einſperrung und Beſchaͤftigung in einem 
Arbeitshauſe (Korrektion) mittelft Herſtellung und Unterhaltung der zu dieſem 
Zweck erforderlichen Einrichtungen, ſowie mittelſt Aufbringung der ſonſt durch 


dieſe Korrektion, insbeſondere durch die Einlieferung zur Anſtalt, die Bekleidung 


und Verpflegung in derſelben erwachſenden Koſten zu ſorgen. 
H. 3. 


Der Landarmenverband der Oberlauſitz hat zur Erfuͤlung der im H. 2. Anfaltn zu 
be⸗ Landarmen⸗ und 


Gr. 5948.) 


Korrektions⸗ 5 
zwecken. 


bezeichnet n Verpflichtungen die erforderlichen Anſtalten herzuſtellen und zu un 
halten, deren Kopfzahl mit Zuſtimmung des Miniſters des Innern feſtgeſ 

Me = 
Zar Ordnung der inneren Einrichtungen und Der Verwaltung der An 


unter Genehmigung des Miniſters des Innern erlaſſen. 


H. 4. 
er: Wegen der einftweilen noch zuzulaffenden Unterbringung ber Korrigenden 
des Oberlauſitzſchen Landarmenbezirks in einer Schleſiſchen Anſtalt wird naͤhere 
Beſtimmung nach Maaßgabe der heutigen Verordnung über das Landarmen⸗ de 
eden in dem Herzogthum Schleſien und der Grafſchaft Glatz (F. 5.) getroffen 
werden. 
ö $. 5. 


N Die Verwaltung des Landarmen⸗ und Korrektionsweſens der Oberlauſitz 


eine Landarmendirektion gefuͤhrt, welche aus dem jedesmaligen Landesaͤlteſten 
der Oberlauſitz in der Eigenſchaft eines Staatskommiſſarius als Vorſitzendem, 
und drei vom Kommunallandtage der Oberlauſitz zu erwaͤhlenden Mitgliedern zu 
beſtehen hat. Die Wahl dieſer Mitglieder, ſowie der in gleicher Anzahl zu 
wählenden Stellvertreter der letzteren, erfolgt jedesmal auf vier Jahre. Die 
Ausſcheidenden find wieder wählbar. 


$. 6. 
Der Staatskommiſſarius vertritt den Landarmenverband nach Außen 
hin in gerichtlichen wie außergerichtlichen Angelegenheiten, fuͤhrt in Abweſenheit 
der ſtaͤndiſchen Mitglieder die laufenden Geſchaͤfte, nimmt an den Berathungen 


den Ausſchlag. 
Ob und welche Remuneration demſelben zu gewaͤhren, iſt vom Kommunal⸗ 


wird das Verfahren bei der Landarmendirektion und deren Benehmen mit 
anderen Behoͤrden durch eine vom Miniſter des Innern zu beſtaͤtigende Ge⸗ 
ſchaͤftsinſtruktion geregelt, in derſelben auch das Noͤthige uͤber die den gewaͤhlten 
Mitgliedern zuſtehenden Diaͤten und Reiſekoſten feſtgeſetzt. 


NEE 
Die Landarmendirektion kann ſich zur Ausführung ihrer Anordnungen, 


bedienen. 
zunaͤchſt zu befinden: 


fuͤr einen Verarmten vorliege; 


falten werden die nöthigen Reglements von der Landarmendirektion (H. 5.) 


e 8 der dazu beſtimmten Anſtalten wird unter Oberaufſicht des Staates durch 


Landtage mit Genehmigung des Oberpraͤſidenten zu beſchließen. Im Uebrigen 


der Direktion mit vollem Stimmrechte Antheil und giebt bei Stimmengleichheit 


gleich den Regierungen, der Kreis: und Ortsbehoͤrden ihres Verbandsbezirkes 


a: Insbeſondere fteht ihr der Erlaß der noͤthigen Anordnungen wegen des : 
Transportes und der Entlaffung der Detinenden, ſowie die Befugniß zu, daruͤber 


1) ob der Fall einer vom Landarmenverbande zu uͤbernehmenden Fuͤrſorge 4 


2 


2) in 


ud 


2) in welcher Art die Fuͤrſorge zu bewirken fei, ob durch Aufnahme in 
die Verbandsanſtalt, oder auf dem in H. 15. des Armenpflege⸗Geſetzes 

vom 31. Dezember 1842. angegebenen Wege, oder durch anderweite 
Unterbringung, oder durch Bewilligung einer Geldunterſtuͤtzung; 


3) ob der Raum es geſtattet, die auf Grund des $. 16. des Geſetzes vom 
31. Dezember 1842, oder des Artikels 15. der Novelle vom 21. Mai 
1855. gegen Erſtattung der Koſten verlangte Aufnahme von Ortsarmen 
oder armenpolizeilichen Korrigenden zu bewilligen. An der geſetzlichen 
Verpflichtung zur Aufnahme ſolcher Individuen bei Zulaͤnglichkeit 
des Raumes wird hierdurch nichts geaͤndert. 


H. 8. 
Die in Bezug auf das Landarmen- und Korrigendenweſen geſetzlich den 


Regierungen zuſtehenden landespolizeilichen Funktionen verbleiben der Bezirks⸗ 
regierung. Dies gilt namentlich von der Befugniß der Regierung: 


1) zum Erlaß der nach Artikel 6. und 14. der Novelle vom 21. Mai 
1855. in der Rekursinſtanz zu faͤllenden Reſolute; 


2) zur Entſcheidung von Streitigkeiten im Sinne des H. 34. des Armen⸗ 
pflege⸗Geſetzes vom 31. Dezember 1842.; 


3) zu der nach HH. 120. 146, des Strafgeſetzbuches zu treffenden Ent⸗ 
ſcheidung uͤber die Verhaͤngung reſp. die Dauer der gegen die dort 
bezeichneten Kondemnaten feſtzuſetzenden Korrektionshaft, beziehentlich 
über die gegen einen nach HH. 117 — 119. ebendaſelbſt verurtheilten Aus⸗ 
laͤnder anzuordnende Landes verweiſung. 


4) Imgleichen wird an der nach §. 28. des Armenpflege⸗Geſetzes vom 31. 
Dezember 1842. dem Landrathe event. der Regierung zuſtehenden Be⸗ 
fugniß, im Kreiſe nicht einheimiſche Arme vorlaͤufig dem Landarmen⸗ 
verbande zu uͤberweiſen, nichts geaͤndert. : 


H. 9 


Wenn zwifchen dem Oberlauſitzſchen und einem anderen Landarmenver⸗ 
bande oder zwiſchen einem Land- und einem Ortsarmenverbande über die Ver⸗ 
pflichtung zur Armenpflege Streit entſteht, fo iſt hierüber von derjenigen Re⸗ 
gierung, zu deren Bezirk der in Anſpruch genommene Verband gehoͤrt, die nach 
$. 34. des Geſetzes vom 31. Dezember 1842. zu erlaſſende reſolutoriſche Ent⸗ 
ſcheidung zu treffen, und gegen dies Reſolut, inſoweit daſſelbe die Frage betrifft, 
wem die Verpflichtung obliegt, nur der Rechtsweg zulaͤſſig. f 8 

Ueber ſonſtige Streitigkeiten und Beſchwerden zwiſchen verſchiedenen Land⸗ 
Armendirektionen der Provinz, zwiſchen einer Regierung einerſeits und einer Land⸗ 
Armendirektion andererſeits, ſowie zwiſchen einem Ortsarmenverbande und der 
Landarmenverbands⸗Verwaltung entſcheidet der Oberpraͤſident, vorbehaltlich des 
Rekurſes an den Miniſter des Innern. Auch in anderen Faͤllen bildet der 
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Si | a... 
Oberpraͤſident die der Landarmenverbands⸗Verwaltung vorgeſetzte Aufſichts⸗ u 


der Verwaltung der Landarmenkaſſe und der Verbandsanſtalten nähere Kennt⸗ 
niß zu nehmen. 


$. 10. 


Koſten der Zur Herſtellung und Unterhaltung der Verbandsanſtalten (F. 3.), ſowie 
Verwaltung zur ſonſtigen Erfüllung der dem Oberlauſitzſchen Landarmenverbande obliegen⸗ 
den Verpflichtungen werden die dem Kommunalverbande der Oberlauſitz ge⸗ 
hoͤrigen, den bezuͤglichen Zwecken gewidmeten Fonds und Intraden benutzt. So⸗ 
fern an ſolchen nicht alle Glieder des Verbandes Theil haben, bleiben die zur 
Ausgleichung deſſen erforderlichen Beſchlußnahmen dem Kommunallandtage 
uͤberlaſſen. 5 
Der außerdem erforderliche Koſtenbetrag wird alljährlich nach Maaß⸗ 
gabe des Reſultats der Verwaltung, das erſte Mal nach uͤberſchlaͤgigem Er⸗ 
meſſen, in dem Etat des Landarmenverbandes, welcher von der Landarmen⸗ 
Direktion aufzuftellen und dem Kommunallandtage zur Genehmigung vorzulegen 
iſt, beſtimmt und von dem Verbande nach dem vom Kommunallandtage zu 
beſchließenden Vertheilungsmaaßſtab aufgebracht. 

Aus ſaͤmmtlichen Fonds und Einnahmen des Landarmenverbandes wird 
eine Landarmenkaſſe gebildet, uͤber deren Verwaltung der Kommunallandtag 
das Naͤhere feſtzuſetzen hat. 5 

Die diesfälligen Einrichtungen, ſowie der Jahresetat und die ſonſt nach 
dieſem Paragraphen von dem Kommunallandtage zu faſſenden Beſchluͤſſe be⸗ 
duͤrfen der Genehmigung des Oberpraͤſidenten. 


§. 11. 

Ueber die Verwaltung der Landarmenkaſſe und der Verbandsanſtalten 
ſteht dem Kommunallandtage die Kontrole zu. Insbeſondere hat derſelbe die 
Rechnung zu pruͤfen und abzunehmen. 

Eine Ueberſicht dieſer Rechnung mit ſummariſchem Verwaltungsberichte 
iſt von der Landarmendirektion alljaͤhrlich dem Oberpraͤſidenten einzureichen und 
der Bezirksregierung abſchriftlich mitzutheilen. ö 

8 $. 12. i 

Augsführungs⸗ Der Zeitpunkt der vollendeten Organiſation der neuen Landarmenverbands⸗ 
Termin. Verwaltung wird von dem Oberpraͤſidenten durch das Regierungs- Amtsblatt 
bekannt gemacht; von da ab treten die Beſtimmungen dieſer Verordnung, 
namentlich der Uebergang der Landarmenpflege von den bisher verpflichteten 
Kreisverbänden auf den neuen Landarmenverband in Wirkſamkeit, und das 
Regulativ uͤber die interimiſtiſche Einrichtung des Landarmenweſens in der 
Provinz Schleſien vom e 1844. fuͤr die Oberlauſitz außer Kraft. 


Gegeben Schloß Babelsberg, den 15. September 1864. 


(L. S.) Wilhelm. 
2 Gr. zu Eulenburg. 
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Beſchwerde⸗Inſtanz, und iſt er insbeſondere befugt, jederzeit von dem Zuſtande 5 


ges zu 
Vom 


Ds Königs Majeſtaͤt haben mittelſt Allerhoͤchſten Erlaſſes vom 9. d. M 
den von der Generaloerſammlung der Kaufmannſchaft zu Berlin am 6. Juli 
d. J. beſchloſſenen Nachtrag zu dem Statut vom 2. März 1820. (Gef: 
Samml. S. 46.) zu genehmigen geruht. ö wire Bee 
=. Der Allerhöchfte Erlaß nebſt dem Nachtrage zu dem Statut wird durch 


das Amtsblatt der Koͤniglichen Regierung zu Potsdam bekannt gemacht werden. 
ö Berlin, den 16. September 1864. e 


Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
5 Im Auftrage: : 
Delbruͤck. 


5 Gr. 594459450 (Nr. 5945.) 


8 D. Königs Majeftät Haben mittelſt kirhöchfin Erlaſſes vom 7. Septem- 

Ar 1864. die Errichtung einer Aktiengeſellſchaft unter der Firma: „Rheiniſch 
Beleuchtungs⸗Aktiengeſellſchaft in Bonn“ mit dem Sitze zu Bonn, ſowie deren 5 
Statut vom 28. April 1864. zu genehmigen geruht. = 
Der Allerhoͤchſte Erlaß nebſt dem Statut wird durch das Amtsblatt ber 5 
Königlichen Regierung zu Coͤln bekannt gemacht werden. = 


Berlin, den 17. September 1864. 


Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 5 
Gr. v. Itzenplitz. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der no Geheimen Ober Hofbuchbruderei 
„v. Decker). 


